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Beiträge zum Themenschwerpunkt

ERGEBNISABFÜHRUNGS- 
ERTRÄGE IM NEUEN EINLAGEN-
RÜCKZAHLUNGSREGIME

Das Einlagenrückzahlungsregime des 
§  4 Abs 12 EStG wurde mit dem 
StRefG 2015/20161 und dem AbgÄG 
20152 grundlegend neustrukturiert. 
Betroffene Körperschaften sind 
fortan verpflichtet, neben dem Ein-
lagenstand auch den Stand der In-
nenfinanzierung im Wege eines Evi-
denzkontos zu dokumentieren. Im 
nachfolgenden Beitrag soll der Frage 
nachgegangen werden, wie sich Er-
gebnisabführungsverträge auf die 
Evidenzkontostände auswirken. 

1. Einleitung

Obwohl Einlagenrückzahlungen einen 
der ertragsteuerlichen Kernbereiche 
der Beziehungen zwischen Körper-
schaften und ihren Anteilsinhabern 
ansprechen,3 erfolgte ihre erstmalige 
gesetzliche Regelung in § 4 Abs  12 
EStG erst mit dem StruktAnpG 19964. 
Bereits seit der Ursprungsfassung 
normiert die Bestimmung ausdrück-
lich, dass Körperschaften erhaltene 
Einlagen im Wege eines Evidenz-
kontos zu erfassen haben und der 
Evidenzkontostand im Falle von Er-
höhungen bzw. Verminderungen fort-
zuschreiben ist (§ 4 Abs 12 Z 3 EStG). 
Damit wird bei der betreffenden 
Körperschaft der Stand der Außenfi-
nanzierung dokumentiert. Eine ent-
sprechende Verpflichtung auch zur 
Evidenzierung des Standes der Innen-
finanzierung existierte demgegen-
über in der Vergangenheit nicht. Mit 

dem StRefG 2015/2016 wurde gleich-
zeitig mit der Einführung eines „Pri-
mats der Gewinnausschüttung“ („Ver-
wendungsreihenfolge“) gesetzlich 
erstmalig die Verpflichtung verankert, 
neben dem Einlagenstand auch den 
Stand der Innenfinanzierung evident 
zu halten. Die mit dieser Neuregelung 
einhergehende Kritik bewog den Ge-
setzgeber zwar, das „Primat der Ge-
winnausschüttung“ bereits mit dem 
AbgÄG 2015 wieder abzuschaffen, 
doch wurde dabei die gesonderte Evi-
denzierungspflicht betreffend den In-
nenfinanzierungsstand und damit ein-
hergehend der Grundsatz beibehalten, 
dass offene Gewinnausschüttungen 
fortan eine positive Innenfinanzierung 
voraussetzen (§ 4 Abs 12 Z 4 EStG). 

Die steuerlichen Evidenzkonten be-
treffend den Einlagen- und den Innen-
finanzierungsstand dienen Dokumen-
tationszwecken.5 Bei der Feststellung 
der steuerlichen Eigenschaft von cau-
sa societatis veranlassten Vermögen-
stransfers zwischen Körperschaften 
und ihren Anteilsinhabern als Gewin-
nausschüttungen oder Einlagenrück-
zahlungen kommt ihnen als Beweis-
mittel entscheidende Bedeutung zu.6

In der österreichischen Konzernpra-
xis spielen Ergebnisabführungsver-
träge eine nicht unbedeutende Rolle. 
Mit dem Abschluss eines Ergebnisab-
führungsvertrages verpflichtet sich 
eine untergeordnete Konzerngesell-

Autoren
Assoz. Univ.-Prof. Dr. Sebastian Bergmann, 
LL.M. MBA lehrt und forscht am Institut für 
Finanzrecht, Steuerrecht und Steuerpolitik 
der JKU Linz und ist Mitarbeiter einer inter-
national tätigen Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungskanzlei in Wien

1 BGBl I Nr 118/2015.
2 BGBl I Nr 163/2015.
3 Mayr/Schlager, Entstehungsgeschichte, bisherige Problemstellungen und das 
 neue Konzept der Einlagenrückzahlung, in Mayr/Schlager/Zöchling, Handbuch 
 Einlagenrückzahlung (2016) 1 (3).
4 BGBl Nr 201/1996.
5 Vgl zum Einlagenevidenzkonto Kirchmayr, Besteuerung von Beteiligungser- 
 trägen (2004) 164; dieselbe in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG11 § 4 Tz 452;  
 dieselbe in Achatz/Kirchmayr, KStG § 10 Tz 103; Mayr/Schlager, Entstehungs- 
 geschichte, bisherige Problemstellungen und das neue Konzept der Einlagen- 
 rückzahlung, in Mayr/Schlager/Zöchling, Handbuch Einlagenrückzahlung (2016) 1 (4).
6 Vgl zum Einlagenevidenzkonto Kirchmayr in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, 

 EStG11 § 4 Tz 452; dieselbe in Achatz/Kirchmayr, KStG § 10 Tz 103; dieselbe, 
 Besteuerung von Beteiligungserträgen 164; Marschner, Einlagen in Kapital- 
 gesellschaften (2015) 583.
7 Vgl Geist in Jabornegg, HGB § 232 Rz 7; Bergmann in Straube/Ratka/Rauter, 
 UGB3 § 232 Rz 24.
8 Vgl Weiler in Handbuch Bilanz und Abschlussprüfung3 § 232 Abs 3 Rz 4; Berg- 
 mann in Straube/Ratka/Rauter, UGB3 § 232 Rz 24.
9 Vgl demgegenüber die deutsche Parallelbestimmung des § 277 Abs 3 Satz 2 
 dHGB: „Erträge und Aufwendungen aus Verlustübernahme und auf Grund  
 einer Gewinngemeinschaft, eines Gewinnabführungs- oder eines Teilgewinn- 
 abführungsvertrags erhaltene oder abgeführte Gewinne sind jeweils gesondert 
 unter entsprechender Bezeichnung auszuweisen“.

Univ.-Ass. Mag Gustav Wurm ist Assistent 
am Institut für Finanzrecht und Steuerpoli-
tik der JKU Linz
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schaft typischerweise, ihre Gewinne 
an eine übergeordnete Konzernge-
sellschaft abzuführen, während letz-
tere die Verpflichtung übernimmt, 
bei der untergeordneten Konzern-
gesellschaft eintretende Verluste ab-
zudecken. Die Auswirkungen solcher 
Ergebnisabführungsverträge auf die 
besagten steuerlichen Evidenzkon-
ten betreffend den Einlagen- und 
den Innenfinanzierungsstand sind 
bisher ungeklärt und sollen nachfol-
gend untersucht werden. 

2. Darstellung im unternehmens-
rechtlichen Jahresabschluss

Gemäß § 232 Abs 3 UGB haben Ge-
sellschaften, die „vertraglich ver-
pflichtet [sind], ihren Gewinn oder 
Verlust ganz oder teilweise an andere 
Personen zu überrechnen“, den über-
rechneten Betrag unter entsprechen-
der Bezeichnung vor dem GuV-Pos-
ten „Gewinnvortrag/Verlustvortrag 
aus dem Vorjahr“ (§ 231 Abs 2 Z 25 
bzw. Abs  3 Z  24 UGB) gesondert 
auszuweisen. Sofern der GuV-Posten 
„Gewinnvortrag/Verlustvortrag aus 
dem Vorjahr“ entfällt, hat der Aus-
weis unmittelbar vor dem „Bilanzge-
winn/Bilanzverlust“ (§ 231 Abs 2 Z 26 
bzw. Abs 3 Z 25 UGB) zu erfolgen,7 
welcher im Falle einer gänzlichen 
Ergebnisüberrechnung durch den 
gesonderten Überrechnungsausweis 
auf Null gestellt wird.8 Die geson-
derte Ausweispflicht betrifft nur die 
Tochtergesellschaft.9 Auf Ebene der 
Muttergesellschaft sind Ergebnis-
überrechnungen in der Gewinn- und 
Verlustrechnung entweder als „Erträ-
ge aus Beteiligungen“ (§ 231 Abs 2 Z 
10 bzw. § 231 Abs 3 Z 9 UGB) oder als 
„Aufwendungen aus Finanzanlagen 
und aus Wertpapieren des Umlauf-
vermögens“ (§ 231 Abs 2 Z  14 bzw. 
§ 231 Abs 3 Z 13 UGB) auszuweisen.10

Da Ergebnisüberrechnungen nach dem 
gesetzlichen GuV-Gliederungsschema 
erst nach dem GuV-Posten „Jahres-
überschuss/Jahresfehlbetrag“ (§  231 
Abs 2 Z 21 bzw. Abs 3 Z 20 UGB) zu 
erfassen sind, bleibt der Jahresüber-
schuss bzw. Jahresfehlbetrag betrof-
fener Tochtergesellschaften davon 
unberührt. Auf Ebene betroffener Mut-
tergesellschaften wirken sich Ergeb-
nisüberrechnungen demgegenüber 
aufgrund des Ausweises entweder als 
„Erträge aus Beteiligungen“ (§ 231 Abs 
2 Z 10 bzw. § 231 Abs 3 Z 9 UGB) bzw. 
als „Aufwendungen aus Finanzanlagen 
und aus Wertpapieren des Umlaufver-
mögens“ (§ 231 Abs 2 Z 14 bzw. § 231 
Abs 3 Z 13 UGB) auf deren Jahresüber-
schuss bzw. Jahresfehlbetrag aus.

3. Auswirkungen auf die  
steuerlichen Evidenzkonten

3.1. Gewinnabfuhr

Gemäß § 4 Abs 12 Z 4 Satz 2 EStG er-
höht sich das Innenfinanzierungsevi-
denzkonto „um Jahresüberschüsse im 
Sinne des Unternehmensgesetzbuches 
und vermindert sich um Jahresfehl-
beträge im Sinne des Unternehmens-
gesetzbuches sowie um offene Aus-
schüttungen; dabei haben verdeckte 
Einlagen sowie erhaltene Einlagenrück-
zahlungen außer Ansatz zu bleiben“.

Erzielt eine Tochtergesellschaft einen 
unternehmensrechtlichen Gewinn, 
welcher aufgrund eines Ergebnisab-
führungsvertrages an die Muttergesell-
schaft abgeführt werden muss, geht das 
übernommene Ergebnis der Tochterge-
sellschaft auf Ebene der Muttergesell-
schaft nach den geschilderten Grund-
sätzen als „Erträge aus Beteiligungen“ 
(§ 231 Abs 2 Z  10 bzw. § 231 Abs 3 Z 
9 UGB) in deren unternehmensrechtli-
chen Jahresüberschuss bzw. -fehlbetrag 

ein und erhöht daher grundsätzlich11 
auch die steuerliche Innenfinanzierung 
der Muttergesellschaft.

Auf Ebene der Tochtergesellschaft 
wirkt sich die Ergebnisüberrech-
nung demgegenüber nicht auf den 
unternehmensrechtlichen Jahres-
überschuss aus, weil dieser Vorgang 
entsprechend dem gesetzlichen GuV- 
Gliederungsschema erst nach dem 
GuV-Posten „Jahresüberschuss/Jah-
resfehlbetrag“ (§ 231 Abs 2 Z 21 bzw. 
Abs  3 Z 20 UGB) zu erfassen ist. 
Durch die Anknüpfung in § 4 Abs 12 
Z 4 Satz 2 EStG an den Jahresüber-
schuss iSd UGB ist der steuerliche 
Innenfinanzierungsstand der Tochter-
gesellschaft folglich jedenfalls in ei-
nem ersten Schritt – unabhängig von 
der Ergebnisüberrechnung auf Grund 
des Ergebnisabführungsvertrages – 
um den Jahresüberschuss zu erhöhen. 
Fraglich ist in diesem Zusammenhang 
jedoch, ob die Gewinnabfuhr auf-
grund eines Ergebnisabführungsver-
trages als „offene Ausschüttung“ iSd 
§ 4 Abs 12 Z 4 Satz 2 EStG einzustu-
fen ist und der steuerliche Innenfi-
nanzierungsstand der Tochtergesell-
schaft folgerichtig in einem weiteren 
Schritt entsprechend zu vermindern 
wäre,12 oder ob insoweit vielmehr 
von einer für Zwecke der Innenfinan-
zierung unbeachtlichen verdeckten 
Ausschüttung13 bzw. einem sonstigen, 
den Innenfinanzierungsstand nicht 
beeinflussenden Vorgang auszuge-
hen ist. Für die Frage der Auswirkung 
der unternehmensrechtlichen Gewin-
nabfuhr auf Grund eines Ergebnisab-
führungsvertrages auf den Stand der 
steuerlichen Innenfinanzierung der 
Tochtergesellschaft kommt somit de-
ren ertragsteuerlicher Qualifikation 
als offene oder als verdeckte Aus-
schüttung bzw. als sonstiger Vorgang 
entscheidende Bedeutung zu.

>

10 Vgl Vanas in Zib/Dellinger, UGB § 232 Rz 44; Weiler in Handbuch Bilanz und 
 Abschlussprüfung3 § 232 Abs 3 Rz 2; Achatz-Kandut in Bertl/Mandl, Handbuch 
 zum RLG11 B.III./3.4.c, 6; Konezny in Hirschler, Bilanzrecht § 232 Rz 17.
11 Etwas anderes wäre nur in dem Fall denkbar, dass eine Gewinnabfuhr auf 
 Grund eines unternehmensrechtlichen Ergebnisabführungsvertrages unter den 
 Voraussetzungen des § 4 Abs 12 EStG als steuerliche Einlagenrückzahlung be-
 handelt werden könnte und folglich nach § 4 Abs 12 Z 4 Satz 2 EStG auf Ebene 
 der Muttergesellschaft die steuerliche Innenfinanzierung nicht zu erhöhen wäre  
 (dies zur vormaligen Vollorganschaft verneinend Pkt. 2.3.2. Z 2 Einlagenrück- 
 zahlungserlass, AÖF 1998/88). Ob eine Behandlung der Gewinnabfuhr als Ein- 
 lagenrückzahlung nach den Voraussetzungen des § 4 Abs 12 EStG möglich ist,  
 dürfte insbesondere von der grundsätzlichen ertragsteuerlichen Qualifikation 

 einer Gewinnabfuhr als offene oder verdeckte Ausschüttung bzw.. als sonstiger 
 Vorgang abhängen (siehe dazu sogleich die weiteren Ausführungen).
12 Sofern keine Qualifikation als Einlagenrückzahlung erfolgt (zu dieser Thematik  
 siehe FN 12).
13 Vgl Kofler/Marschner/Wurm, Neukonzeption der Einlagenrückzahlung nach § 4 
 Abs 12 EStG, SWK 2015, 1581 (1585); Rzepa, Einlagenrückzahlung von Körper- 
 schaften im AbgÄG 2015, RdW 2016, 62 (65); Stanek, Die Einlagenrückzahlung 
 des § 4 Abs 12 EStG nach dem AbgÄG 2015, ÖStZ 2016, 168 (174); Rzepa/Schilcher/ 
 Titz, Die Ermittlung der Innenfinanzierung, in Mayr/Schlager/Zöchling, Handbuch 
 Einlagenrückzahlung (2016) 15 (20).
14 BGBl I Nr 57/2004.
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>
Im Rahmen des bis zur Einführung des 
Gruppenbesteuerungsregimes durch 
das StRefG 200514 in § 9 KStG nor-
mierten Konzepts der körperschaft-
steuerlichen Organschaft stellte der 
Abschluss eines Ergebnisabführungs-
vertrages nach § 9 Abs 4 KStG idF vor 
dem StRefG 2005 eine Anwendungs-
voraussetzung dar15 und wurde die 
Gewinnabfuhr auf Grund eines sol-
chen Ergebnisabführungsvertrages 
an den Organträger nach hA nicht als 
Ausschüttung, sondern als Rechtsfol-
ge des § 9 Abs 1 KStG idF vor dem 
StRefG 2005 eingestuft.16 Auf Ebene 
der abführenden Organgesellschaft 
galt die Gewinnabfuhr zwar als Ein-
kommensverwendung iSd § 8 Abs  2 

KStG17, doch waren in diesem Zu-
sammenhang nach hA die Vorschrif-
ten über den KESt-Abzug gem den 
§§ 93  ff EStG bzw. die Beteiligungs-
ertragsbefreiung gem § 10 KStG man-
gels Qualifikation als Ausschüttung 
nicht anzuwenden.18 Um in Folge der 
steuerlichen Zurechnung des Ergeb-
nisses der Organgesellschaft auf Ebe-
ne des Organträgers eine Doppelbe-
steuerung zu vermeiden, wurde nach 
hA im Rahmen der Einkommenser-
mittlung des Organträgers eine au-
ßerbilanzmäßige Neutralisierung des 
im unternehmensrechtlichen Ergebnis 
des Organträgers enthalten Ertrags 
aus dem Ergebnisabführungsvertrag 
direkt aus der Regelung des § 9 KStG 
idF vor dem StRefG 2005 abgeleitet.19 
Sofern trotz des Bestehens eines Er-
gebnisabführungsvertrages nicht alle 
Voraussetzungen des § 9 KStG idF 
vor dem StRefG 2005 gegeben waren 
(„verunglückte Organschaft“), war 
nach hA in der Gewinnabfuhr eine 
verdeckte Gewinnausschüttung zu 
sehen, weil hierbei keine Gewinnver-
teilung vorliegt, die auf der Grundla-
ge eines den gesellschaftsrechtlichen 
Vorschriften entsprechenden Gewinn-
verteilungsbeschlusses beruht.20 Bei 
der Obergesellschaft war die Gewinn-
abfuhr diesfalls als Beteiligungsertrag 
gem § 10 KStG steuerbefreit.21

Im Unterschied zur vormaligen kör-
perschaftsteuerlichen Organschaft 
stellt der Abschluss eines Ergebnis-
abführungsvertrages im Rahmen des 

15 Vgl KStR 2001 Rz 414 idF AÖF 2006/89.
16 Vgl KStR 2001 Rz 451 idF AÖF 2006/89; Damböck, Teilwertabschreibung und  
 Organschaft, ÖStZ 1998, 515 (518); Stoll, Bilanzausweis von Erträgen aus Beteili- 
 gungen an Kapitalgesellschaften, GesRZ 1982, 225 (236).
17 Vgl KStR 2001 Rz 463 und 470 idF AÖF 2006/89.
18 Vgl KStR 2001 Rz 451 idF AÖF 2006/89; Wiesner/Schneider/Spanbauer/Kohler, 
 KStG § 9 Anm 3; Doralt/Ruppe, Steuerrecht I8 (2007) Rz 944; Bauer, Die körper- 
 schaftsteuerrechtliche Organschaft aus aktueller Sicht; Grundsätze und Einzel- 
 fragen, in Bertl, Praxis und Zukunft der Unternehmensbesteuerung – FS Heidinger 
 (1995) 171 (181); Damböck, ÖStZ 1998, 515 (518); Stoll, GesRZ 1982, 225 (236).
19 Vgl KStR 2001 Rz 365 iVm 463 idF AÖF 2006/89; Wiesner/Schneider/Spanbauer/ 
 Kohler, KStG § 9 Anm 3; Damböck, ÖStZ 1998, 515 (518) mwN.
20 Vgl KStR 2001 Rz 463 und 1055 idF AÖF 2006/89; zur deutschen Rechtslage vgl  

 ua BFH 30. 1. 1974, I R 104/72, BStBl 1974 II 323; 26. 4. 1989, I R 152/84, BStBl 1989 
 II 668; 13. 9. 1989, I R 110/88, BStBl 1990 II 24; Neumann in Gosch, KStG3 § 14  
 Rz 540 mwN.
21 Vgl KStR 2001 Rz 463 und 1055 idF AÖF 2006/89; Wiesner/Schneider/Spanbauer/ 
 Kohler, KStG § 9 Anm 20; Bauer in FS Heidinger, 171 (180).
22 Vgl Vock in Quantschnigg/Renner/Schellmann/Stöger/Vock, KStG27 § 9 Rz 402; 
 Wiesner/Kirchmayr/Mayr, Gruppenbesteuerung2 (2008) K59; Pinetz/Stefaner in 
 Lang/Rust/Schuch/Staringer, KStG2 § 9 Rz 6.
23 Vgl KStR 2013 Rz 951; Vock in Quantschnigg/Renner/Schellmann/Stöger/ 
 Vock, KStG27 § 10 Rz 137; Wiesner/Kirchmayr/Mayr, Gruppenbesteuerung2 

 K59 und K261; Fürnsinn/Massoner in Lang/Rust/Schuch/Staringer, KStG2 § 10 
 Rz 47; Pinetz/Stefaner in Lang/Rust/Schuch/Staringer, KStG2 § 9 Rz 6; Staringer,  
 Konzernsteuerrecht, 18. ÖJT 2012, IV/1, 35 f; aA hingegen Achatz/Tumpel 
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Gruppenbesteuerungsregimes gem 
§  9 KStG keine Anwendungsvoraus-
setzung mehr dar. Ungeachtet der aus 
§ 9 Abs 1 KStG resultierenden steuerli-
chen Ergebniszurechnung sind unter-
nehmensrechtliche Gewinnausschüt-
tungen der Beteiligungskörperschaft 
an die beteiligte Körperschaft dabei 
auch innerhalb des Gruppenbesteu-
erungsregimes als Beteiligungserträ-
ge iSd § 10 KStG zu qualifizieren.22 
Ähnliches gilt nach überwiegender 
Auffassung für jene Fälle, in denen 
zwischen Gruppenmitgliedern bzw. 
Gruppenträger unternehmensrecht-
lich Ergebnisabführungsverträge ab-
geschlossen bzw. beibehalten werden 
(z.B. anstelle einer Steuerausgleichs-
vereinbarung). Die Gewinnabfuhr auf 
Grund eines Ergebnisabführungsver-
trages stellt demzufolge im Gruppen-
besteuerungsregime des § 9 KStG 
– im Unterschied zur hA zur körper-
schaftsteuerlichen Organschaft iSd 
§ 9 KStG idF vor dem StRefG 2005 
– einen Beteiligungsertrag iSd § 10 
KStG dar.23 Die außerbilanzmäßige 
Neutralisierung des im unterneh-
mensrechtlichen Ergebnis der betei-
ligten Körperschaft enthalten Ertrags 
aus dem Ergebnisabführungsvertrag 
wird demnach nicht mehr aus der 
Bestimmung des § 9 KStG – als lex 
specialis – abgeleitet, sondern mit 
der Beteiligungsertragsbefreiung des 
§ 10 KStG begründet. Hinsichtlich der 
ertragsteuerlichen Behandlung einer 
Gewinnabfuhr auf Grund eines unter-
nehmensrechtlichen Ergebnisabfüh-

rungsvertrags als Beteiligungsertrag 
iSd § 10 KStG besteht demzufolge 
kein Unterschied mehr, ob es sich um 
eine Gewinnabfuhr innerhalb oder au-
ßerhalb des Gruppenbesteuerungsre-
gimes handelt.24 

In Bezug auf die Auswirkungen der 
Gewinnabfuhr auf den steuerlichen 
Innenfinanzierungsstand der Tochter-
gesellschaft erscheinen daher grund-
sätzlich folgende Ansätze denkbar: 

 ■ Geht man entsprechend der über-
wiegenden Auffassung25 davon aus, 
dass die Gewinnabfuhr auf Grund 
eines Ergebnisabführungsvertrages 
innerhalb und außerhalb von Unter-
nehmensgruppen aus steuerlicher 
Sicht eine  Ausschüttung darstellt, 
welche auf Ebene der empfangen-
den Körperschaft als Beteiligungs-
ertrag iSd § 10 KStG zu qualifizieren 
ist,  und ist die Gewinnabfuhr – in 
Anlehnung an die hA zur verunglück-
ten Organschaft26 – als verdeckte 
Gewinnausschüttung einzustufen, 
so mindert die Gewinnabfuhr den 
Innenfinanzierungsstand der Toch-
tergesellschaft nach § 4 Abs 12 Z 4 
Satz  2 EStG nicht, weil nur offene 
Ausschüttungen zu einer Verminde-
rung der Innenfinanzierung iSd § 4 
Abs 12 Z 4 Satz 2 EStG führen. Da 
die unternehmensrechtliche Ergeb-
nisüberrechnung den Jahresüber-
schuss der Tochtergesellschaft nicht 
beeinflusst, diese gleichzeitig aber in 
den Jahresüberschuss bzw. -fehlbe-

trag der Muttergesellschaft eingeht, 
erhöht demnach das unternehmens-
rechtliche Ergebnis der Tochterge-
sellschaft nach sowohl den steuer-
lichen Innenfinanzierungsstand der 
Tochtergesellschaft als auch jenen 
der Muttergesellschaft. 

 ■ Wenn man demgegenüber in An-
lehnung an die hA zum körper-
schaftsteuerlichen Organschaftsre-
gime – und entgegen der nunmehr 
überwiegenden Auffassung27 – die 
Gewinnabfuhr auf Grund eines 
Ergebnisabführungsvertrages in-
nerhalb einer Unternehmensgrup-
pe aus steuerlicher Sicht nicht als 
Ausschüttung qualifiziert (kein Be-
teiligungsertrag iSd § 10 KStG),28 
käme man ungeachtet dessen zu 
einem ähnlichen Ergebnis, weil in 
diesem Fall mangels steuerlicher 
Ausschüttung nach Maßgabe des 
§ 4 Abs 12 Z 4 Satz 2 EStG auch 
keine Verminderung des steuerli-
chen Innenfinanzierungsstands der 
abführenden Tochtergesellschaft 
vorzunehmen wäre. 

 ■ Eine Verminderung des steuerlichen 
Innenfinanzierungsstandes der Toch-
tergesellschaft um den an die Mut-
tergesellschaft abgeführten Gewinn 
könnte auf Basis der derzeitigen Re-
gelung in § 4 Abs 12 Z 4 Satz 2 EStG 
nur durch eine Qualifikation der Ge-
winnabfuhr als offene (und nicht als 
verdeckte) Ausschüttung erreicht 
werden. Dies stünde aber freilich mit 
der hA zur vormaligen verunglückten 
Organschaft in Widerspruch.

>

 in Quantschnigg/Achatz/Haidenthaler/Trenkwalder/Tumpel, Gruppenbe- 
 steuerung § 9 Abs 1 Rz 25; Wiedermann/Wilpinger, Ergebnisermittlung bzw. 
 -zurechnung im Inland (Gewinn- und Verlustverrechnung – Anrechnung aus- 
 ländischer Steuern – Vor- und Außergruppenverluste), in Damböck/Haunold/ 
 Huemer/Schuch, Gruppenbesteuerung (2006) 87 (94 f), wonach wie im Rahmen 
 der körperschaftsteuerlichen Organschaft iSd § 9 KStG idF vor dem StRefG 
 2005 die Beteiligungsertragsbefreiung des § 10 KStG nicht anwendbar sein soll.
24 Vgl Pinetz/Stefaner in Lang/Rust/Schuch/Staringer, KStG2 § 9 Rz 6.
25 Vgl KStR 2013 Rz 951; Vock in Quantschnigg/Renner/Schellmann/Stöger/ 
 Vock, KStG27 § 10 Rz 137; Wiesner/Kirchmayr/Mayr, Gruppenbesteuerung2 K59 
 und K261; Fürnsinn/Massoner in Lang/Rust/Schuch/Staringer, KStG2 § 10  
 Rz 47; Pinetz/Stefaner in Lang/Rust/Schuch/Staringer, KStG2 § 9 Rz 6; Staringer,  
 Konzernsteuerrecht, 18. ÖJT 2012, IV/1, 35 f;

26 Vgl KStR 2001 Rz 463, 493 und 1055 idF AÖF 2006/89; zur deutschen Rechts- 
 lage vgl ua BFH 30. 1. 1974, I R 104/72, BStBl 1974 II 323; 26. 4. 1989, I R 152/84, 
 BStBl 1989 II 668; 13. 9. 1989, I R 110/88, BStBl 1990 II 24; Neumann in Gosch, 
 KStG3 § 14 Rz 540 mwN.
27 Vgl KStR 2013 Rz 951; Vock in Quantschnigg/Renner/Schellmann/Stöger/ 
 Vock, KStG27 § 10 Rz 137; Wiesner/Kirchmayr/Mayr, Gruppenbesteuerung2 K59 
 und K261; Fürnsinn/Massoner in Lang/Rust/Schuch/Staringer, KStG2 § 10  
 Rz 47; Pinetz/Stefaner in Lang/Rust/Schuch/Staringer, KStG2 § 9 Rz 6; Starin- 
 ger, Konzernsteuerrecht, 18. ÖJT 2012, IV/1, 35 f.
28 Vgl Achatz/Tumpel in Quantschnigg/Achatz/Haidenthaler/Trenkwalder/ 
 Tumpel, Gruppenbesteuerung § 9 Abs 1 Rz 25; Wiedermann/Wilpinger in 
 Damböck/Haunold/Huemer/Schuch, Gruppenbesteuerung, 87 (94 f).
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3.2. Verlustübernahme

Erzielt eine Tochtergesellschaft un-
ternehmensrechtlich einen Verlust, 
welcher aufgrund eines Ergebnisab-
führungsvertrages von der Mutterge-
sellschaft abzudecken ist, wirkt sich 
die Verlustabdeckung unternehmens-
rechtlich wie dargestellt als „Aufwen-
dungen aus Finanzanlagen und aus 
Wertpapieren des Umlaufvermögens“ 
(§ 231 Abs 2 Z 14 bzw. § 231 Abs 3 Z 13 
UGB) auf den Jahresüberschuss bzw. 
-fehlbetrag der Muttergesellschaft 
aus und vermindert folglich nach 
Maßgabe des § 4 Abs 12 Z 2 EStG 
die steuerliche Innenfinanzierung der 
Muttergesellschaft. 

Auf Ebene der Tochtergesellschaft ist 
die Abdeckung des Verlustes durch 
die Muttergesellschaft gem §  232 
Abs  3 UGB entsprechend dem ge-
setzlichen GuV-Gliederungsschema 
erst nach dem GuV-Posten „Jahres-
überschuss/Jahresfehlbetrag“ (§  231 
Abs 2 Z 21 bzw. Abs 3 Z 20 UGB) zu 
erfassen. Durch die Anknüpfung in § 4 
Abs 12 Z 4 Satz 2 EStG an den Jahres-
fehlbetrag iSd UGB ist der steuerliche 
Innenfinanzierungsstand der Tochter-
gesellschaft folglich – unabhängig von 
der Verlustabdeckung auf Grund des 
Ergebnisabführungsvertrages – um 
den Jahresfehlbetrag zu vermindern. 

Durch die Verlustübernahmever-
pflichtung aus dem Ergebnisabfüh-
rungsvertrag vermindert der un-
ternehmensrechtliche Verlust der 
Tochtergesellschaft daher sowohl den 
steuerlichen Innenfinanzierungsstand 
der Tochtergesellschaft als auch je-
nen der Muttergesellschaft. Im Er-

gebnis besteht dadurch eine gewisse 
Parallelität zum Fall der Verlustabde-
ckung außerhalb eines Ergebnisab-
führungsvertrags mittels eines Ver-
lustabdeckungszuschusses. Auch hier 
kann es in Folge der Anknüpfung des 
§ 4 Abs 12 Z 4 Satz 2 EStG an den Jah-
resüberschuss bzw. Jahresfehlbetrag 
iSd UGB dem Grunde nach sowohl 
zu einer Verminderung der steuerli-
chen Innenfinanzierung der Tochter-
gesellschaft als auch jener der Mut-
tergesellschaft kommen, sofern der 
um den Verlustabdeckungszuschuss 
erhöhte unternehmensrechtliche Be-
teiligungsansatz in weiterer Folge 
außerplanmäßig abgeschrieben wer-
den muss und somit als Aufwand in 
den unternehmensrechtlichen Jahres-
überschuss bzw. -fehlbetrag der Mut-
tergesellschaft eingeht. 

Nach der Verwaltungspraxis zur 
körperschaftsteuerlichen Organ-
schaft gem § 9 KStG idF vor dem 
StRefG 2005 galt die Verlustüber-
nahme auf Grund eines Ergebnis-
abführungsvertrages bei aufrechter 
körperschaftsteuerlichen Organ-
schaft nicht als steuerliche Einlage 
gem § 4 Abs 12 ESG.29 Zwar wurde 
in der Verlustübernahme aus dem 
Ergebnisabführungsvertrag an sich 
eine auf der Gesellschafterstellung 
beruhende verdeckte Einlage gese-
hen, doch wurden die Rechtsfolgen 
der verdeckten Einlagen – insbe-
sondere Aktivierung des übernom-
menen Verlusts auf den steuerlichen 
Beteiligungsansatz an der Organ-
gesellschaft – bei aufrechter Organ-
schaft durch die Regelung des § 9 
KStG idF vor dem StRefG 2005 als 
lex specialis überlagert.30 Dies wur-
de vor allem dadurch begründet, 

>

29 Vgl Pkt. 2.2.4. Z 3 Einlagenrückzahlungserlass, AÖF 1998/88.
30 Vgl KStR 2001 Rz 463 idF AÖF 2006/89.
31 Vgl Damböck, ÖStZ 1998, 515 (518).
32 Vgl KStR 2001 Rz 365 iVm 463 idF AÖF 2006/89; Wiesner/Schneider/Spanbauer/ 
 Kohler, KStG § 9 Anm 3; Damböck, ÖStZ 1998, 515 (518) mwN.

33 Vgl VwGH 29. 4. 1992, 90/13/0228, 90/13/0229; KStR 2001 Rz 463 und 493 idF 
 AÖF 2006/89; Wiesner/Schneider/Spanbauer/Kohler, KStG § 9 Anm 20.
34 Vgl KStR 2001 Rz 493 idF AÖF 2006/89.
35 Vgl Wiesner/Kirchmayr/Mayr, Gruppenbesteuerung2 K261; Lachmayer/Wild, 
 Das Einlagenevidenzkonto nach der Neuregelung des § 4 Abs 12 EStG, in 
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dass anderenfalls unter Umständen 
auf Ebene des Organträgers eine 
mögliche Doppelverlustverwertung 
eintreten könnte, sofern neben der 
steuerlichen Zurechnung des Ver-
lusts der Organgesellschaft eine 
Teilwertabschreibung auf den durch 
die Verlustübernahme zusätzlich 
erhöhten Beteiligungsansatz an 
der Organgesellschaft erforderlich 
wäre.31 Die außerbilanzmäßige Neu-
tralisierung des im unternehmens-
rechtlichen Ergebnis des Organträ-
gers enthalten Aufwands iZm der 
Verlustübernahme aus dem Ergeb-
nisabführungsvertrag wurde direkt 
aus der Regelung des § 9 KStG idF 
vor dem StRefG 2005 abgeleitet.32 

Lagen die (sonstigen) Voraussetzun-
gen der Organschaft iSd § 9 KStG idF 
vor dem StRefG 2005 trotz Bestehens 
eines unternehmensrechtlichen Er-
gebnisabführungsvertrages nicht vor 
(„verunglückte Organschaft“), traten 
hingegen nach Rsp und hA durch die 
Verlustübernahme auch die steuerli-
chen Folgen einer verdeckten Einla-
ge ein.33 Bei der Tochtergesellschaft 
stellte die Übernahme des Verlustes 
durch die Muttergesellschaft folglich 
eine steuerneutrale Einlage iSd §  8 
Abs  1 KStG dar und auf Ebene der 
Muttergesellschaft war der steuerli-
che Beteiligungsansatz an der Toch-
tergesellschaft entsprechend um den 
übernommenen Verlust zu erhöhen.34 

Im Schrifttum wird von mehreren Au-
toren vertreten, dass die Auffassung, 
wonach Verlustübernahmen aus ei-
nem Ergebnisabführungsvertrag bei 
aufrechter Organschaft iSd § 9 KStG 
idF vor dem StRefG 2005 keine Einla-
gewirkungen haben sollen, auch iZm 

dem nunmehrigen Gruppenbesteue-
rungsregime des § 9 KStG gelten soll, 
sofern zwischen Gruppenmitgliedern 
bzw. Gruppenträger unternehmens-
rechtlich Ergebnisabführungsverträ-
ge abgeschlossen bzw. beibehalten 
werden.35 Eine nähere Begründung 
für die Übertragbarkeit dieser Grund-
sätze zur körperschaftsteuerlichen 
Organschaft iSd § 9 KStG idF vor 
dem StRefG 2005 auf das Gruppen-
besteuerungsregime iSd § 9 KStG ist 
den diesbezüglichen Ausführungen 
nicht zu entnehmen. Gegen die Über-
tragbarkeit dieser Grundsätze auf das 
Gruppenbesteuerungsregime gem § 9 
KStG dürfte uE sprechen, dass nach 
überwiegender Auffassung infolge 
des Wegfalls der Voraussetzung ei-
nes Ergebnisabführungsvertrags im 
Gruppenbesteuerungsregime des § 9 
KStG die außerbilanzielle Neutralisie-
rung der unternehmensrechtlichen 
Gewinnabfuhr auf Grund des Ergeb-
nisabführungsvertrages auf Ebene 
des Gruppenträgers nicht mehr aus 
der Regelung des § 9 KStG als lex 
specialis, sondern aus der Beteili-
gungsertragsbefreiung des § 10 KStG 
abgeleitet wird.36 Es wäre daher un-
systematisch, im spiegelbildlichen Fall 
der Verlustübernahme die außerbi-
lanzmäßige Neutralisierung des im un-
ternehmensrechtlichen Ergebnis des 
Gruppenträgers enthalten Aufwands 
iZm der Verlustübernahme aus dem 
Ergebnisabführungsvertrag weiterhin 
mit der Regelung des § 9 KStG zu be-
gründen. Naheliegender wäre wohl die 
außerbilanzielle Neutralisierung der 
unternehmensrechtlichen Verlustüber-
nahme nach den Grundsätzen der 
verdeckten Einlage, in dem man auf 
Ebene des Gruppenträgers (bzw. des 
beteiligten Gruppenmitglieds) den 

übernommenen Verlust auf den steu-
erlichen Beteiligungsansatz an dem 
Gruppenmitglied (Beteiligungskörper-
schaft) aktiviert. Im Unterschied zur 
Rechtslage bei der Organschaft iSd 
§  9 KStG idF vor dem StRefG 2005 
bestünde dabei auch nicht die Ge-
fahr einer Doppelverlustverwertung, 
weil eine mögliche Teilwertabschrei-
bung des durch die Verlustübernah-
me erhöhten Beteiligungsansatzes am 
Gruppenmitglied gem § 9 Abs 7 Satz 1 
KStG nicht abzugsfähig ist. 

Für den Fall einer Verlustübernah-
me auf Grund eines Ergebnisabfüh-
rungsvertrages außerhalb einer Un-
ternehmensgruppe iSd § 9 KStG wird 
in Hinblick auf die Rechtsprechung37 
und hA38 zu den Rechtsfolgen einer 
verunglückten Organschaft wohl je-
denfalls eine steuerliche verdeckte 
Einlage anzunehmen sein.
 
Die Abdeckung des Verlusts durch 
die Muttergesellschaft auf Grundla-
ge eines Ergebnisabführungsvertra-
ges wirkt sich uE dabei im Fall der 
Qualifikation des Vorgangs als steu-
erliche verdeckte Einlage auf Ebene 
der Tochtergesellschaft nur auf das 
Einlagenevidenzkonto aus.39 Zwar ist 
in § 4 Abs  12 Z 4 Satz 2 EStG vor-
gesehen, dass bei Ermittlung der 
Innenfinanzierung verdeckte Einla-
gen außer Ansatz zu bleiben haben. 
Dies sollte jedoch grundsätzlich nur 
für jene verdeckten Einlagen gel-
ten, die sich auf den unternehmens-
rechtlich Jahresüberschuss bzw. 
Jahresfehlbetrag auswirken. Da die 
Abdeckung eines Verlustes durch 
die Muttergesellschaft auf Ebene der 
Tochtergesellschaft gem § 232 Abs 3 
UGB entsprechend dem gesetzlichen 

>

 Mayr/Schlager/Zöchling, Handbuch Einlagenrückzahlung, 31 (33).
36 Vgl KStR 2013 Rz 951; Vock in Quantschnigg/Renner/Schellmann/Stöger/ 
 Vock, KStG27 § 10 Rz 137; Wiesner/Kirchmayr/Mayr, Gruppenbesteuerung2 K59 
 und K261; Fürnsinn/Massoner in Lang/Rust/Schuch/Staringer, KStG2 § 10  
 Rz 47; Pinetz/Stefaner in Lang/Rust/Schuch/Staringer, KStG2 § 9 Rz 6; Starin- 

 ger, Konzernsteuerrecht, 18. ÖJT 2012, IV/1, 35 f.
37 Vgl VwGH 29. 4. 1992, 90/13/0228, 90/13/0229.
38 Vgl KStR 2001 Rz 463 und 493 idF AÖF 2006/89; Wiesner/Schneider/Span- 
 bauer/Kohler, KStG § 9 Anm 20.
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GuV-Gliederungsschema erst nach 
dem GuV-Posten „Jahresüberschuss/
Jahresfehlbetrag“ (§  231 Abs 2 Z  21 
bzw. Abs 3 Z 20 UGB) zu erfassen ist 
und sich folglich nicht auf den Jahres-
überschuss bzw. Jahresfehlbetrag der 
Tochtergesellschaft auswirken kann, 
sollte insoweit auch keine Adaptierung 
der Innenfinanzierung iSd § 4 Abs  12 
Z 4 Satz 2 EStG vorzunehmen sein.

4. Fazit

Ergebnisabführungsverträge spielen 
in der österreichischen Konzernpra-
xis eine nicht unbedeutende Rolle. 
Betroffene Konzerne und deren Be-
rater sehen sich bei dem Bestreben 
nach einer korrekten steuerlichen 
Berücksichtigung von Gewinnabfüh-
rungen bzw. Verlustabdeckungen auf 

den steuerlichen Evidenzkonten der 
involvierten Gesellschaften mit meh-
reren offenen (teils grundsätzlichen) 
Fragen konfrontiert. Der vorliegen-
de Beitrag versteht sich als Versuch, 
auf Basis der neuen Rechtslage dog-
matisch begründete Lösungsansät-
ze aufzuzeigen. Die Auffassung der 
Finanzverwaltung zu diesen Fragen 
bleibt mit Spannung abzuwarten.

>
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39 Davon zu unterscheiden sind die vorangehenden Auswirkungen des von der 
 Tochtergesellschaft erzielten unternehmensrechtlichen Jahresfehlbetrag, der 

 – wie oben gezeigt – nach § 4 Abs 12 Z 4 Satz 2 EStG eine Verminderung der 
 steuerlichen Innenfinanzierung der Tochtergesellschaft bewirkt.


